
Werner Lehne 

Kriminologische Aufklärung? 

Anmerkungen anläßlich der Beiträge von K. Sessar u.a.:,, Über 
einen (vergeblichen) Versuch, mit den Medien über krimino­
logische Erkenntnisse ins Gespräch zu kommen" 

Wohl kaum eine Kritische Kriminologin kennt das Problem nicht: 
unberührt von unseren eigenen Diskussionen, Befunden und kriminalpoli­
tischen Vorstellungen werden wir tagtäglich über die Medien mit Krimina­
litätsbildern, Lageeinschätzungen, kriminalpolitischen Forderungen und Ent­
scheidungen konfrontiert, die so gar nicht mit dem vereinbar sind, was wir 
aus fachlicher Sicht für angemessen, vertretbar oder wünschenswert halten. 
Wie oft kommt da ein Gefühl der Empörung und des Ärgers auf und ent­
steht der spontane Impuls, diese Dinge nicht einfach so stehenzulassen, 
sich einzumischen, zumindest einen saftigen Leserbrief zu schreiben. 
Ergibt sich die Gelegenheit, sich mit Kolleginnen über den Ärger auszu­
tauschen, dann ist man zudem schnell an dem Punkt angelangt, sich darin 
zu bestärken, daß die Kritische Kriminologie sich eigentlich viel mehr zu 
Wort melden und sich stärker auf aktuelle Fragen und Diskussionen bezie­
hen sollte. Meist verrauschen diese Aufwallungen dann wieder im wissen­
schaftlichen Alltag, eher selten führen sie zu Initiativen wie der hier zur Dis­
kussion stehenden. 

Hat man die erste Hürde der Arbeitsbelastung, vielleicht auch Ängstlich­
keit oder Trägheit überwunden und sich zu einer aktiven Einmischung auf­
gerafft, dann folgt die nächste: der Leserbrief wird nicht abgedruckt, die 
eigentlich abgesprochene Beitragssammlung fällt der Konjunktur der 
Berichterstattung zum Opfer etc. Und ist selbst diese Hürde überwunden, 
dann kann sich immer noch Frustration einstellen, reicht doch der einge­
räumte Platz bzw. die zur Verfügung stehende Zeit nicht aus, um die eige­
nen Gedanken angemessen zu entwickeln und die notwendigen Hinter­
gründe zu erläutern oder zwingen einen die gestellten Fragen des Intervie­
wers auf eine Ebene, auf der man sein eigentliches Anliegen nicht realisie­
ren kann. Außerdem, selbst wenn man einigermaßen zu Wort gekommen 
ist: hat das dann überhaupt jemand gehört, gesehen, gelesen? Wurde es ver­
standen? Ist es angekommen? Hat es etwas zu einer veränderten Sicht der 
Dinge beigetragen? 

Es ist ein schwieriges Geschäft, sich in den öffentlichen Kriminalitäts- und 
Kriminalpolitik-Diskurs einzumischen und von daher eine wichtige Frage, 
worin die entsprechenden Schwierigkeiten eigentlich liegen, welche Form 
von Einmischung anzustreben ist, welche überhaupt möglich ist. Zu diesem 
Themenkomplex möchte ich ein paar Überlegungen zur Diskussion stellen. 

Zugangsprobleme zur medialen Öffentlichkeit 

Unsere Probleme, uns in den Medien angemessen Gehör zu verschaffen, 
haben, da sollten wir uns nichts vormachen, nichts damit zu tun, daß uns 
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der Zugang zu den Medien verweigert wird oder daß ein allgemeines Des­
interesse der Medien an kritischen wissenschaftlichen Stellungnahmen 
besteht. Bedenkt man allein die Frequenz der Auftritte und schriftlichen 
Stellungnahmen von Christian Pfeiffer (KFN) zu Fragen der Kriminalitäts­
entwicklung, der Jugendkriminalität etc., dann wird deutlich, wie groß die 
prinzipielle Möglichkeit ist, in den Medien Gehör zu finden. Das deckt sich 
auch mit der Häufigkeit und Regelmäßigkeit von Medienanfragen an das 
Aufbaustudium Kriminologie. Gleichwohl äußert sich in dieser Nachfrage 
nicht ein spezifisches Interesse an kritischen Stellungnahmen oder auch nur 
an wissenschaftlich fundiertem Wissen, sondern schlicht der Bedarf an Spre­
cherinnen, deren Wissenschaftlerstatus ihren/seinen Worten entsprechen­
de Bedeutung verleiht. 

Jenseits der Reaktion auf Anfragen durch die Medien wird es zwar schon 
erheblich schwieriger, sich in die Medienberichterstattung einzumischen, 
selbst das ist aber durchaus möglich. Auch hier ist Christian Pfeiffer wieder 
das Paradebeispiel mit verschiedenen Beiträgen z.B. in der ZEIT. Mir ist 
es 1994 ohne viel Mühe gelungen, einen längeren Artikel über die Krimi­
nalitätsentwicklung in der FR (Dokumentation) zu plazieren; Kolleginnen 
praktizieren das von Zeit zu Zeit in der taz.

Es ist entsprechend nicht der mangelnde Zugang zu den Medien, der uns 
daran hindert, uns öffentlich zu Wort zu melden, es sind die Kontextbe­
dingungen des medialen öffentlichen Diskurses, die uns Probleme bereiten: 
(1) die immer schon existente Themenstruktur des öffentlichen Diskurses,
die wesentlich von den Medien und Akteuren aus Politik und Staat geprägt
wird und (2) der formale Rahmen des Zu-Wort-Kommens (Kürze, Ein­
fachheit, Prägnanz der Statements), der medienspezifisch vorgegeben ist.

Jenseits weniger spezifischer Foren in den Medien (wissenschaftliche und 
wissensbezogene Rubriken, die relativ unabhängig von Fragen der Aktuali­
tät und des politischen Tagesgeschehens angelegt sind) haben Wissenschaft­
lerinnen vor allem zwei Möglichkeiten der öffentlichen Einmischung: ent­
weder sie melden sich mit „Neuigkeiten" zu Wort (Ergebnisse ihrer For­
schung oder wissenschaftliche Thesen, die den Kriterien des Nachrichten­
wertes entsprechen: ungewöhnlich, spektakulär, originell, dramatisch etc. 
sind), oder sie äußern sich kommentierend zu den Themen, die aktuell auf 
der Tagesordnung stehen (zur steigenden Kriminalität, zur wachsenden 
Jugendgewalt, zu aktuellen Gesetzesänderungen oder Kriminalfällen). 

Das Beispiel des „Scheiterns" von Sessar et al. kann in einem ersten Schritt 
als Beispiel für diese Konstellation gesehen werden. Zu einer Zeit, als Kri­
minalitätsthemen und Fragen der Kriminalpolitik im Rahmen des Wahl­
kampfes auf der Tagesordnung der Medien standen, bestand Interesse selbst 
an generellen Stellungnahmen zu verschiedenen Fragen der Kriminalpoli­
tik, eine Art von Beiträgen, die ansonsten schlecht in die tagespolitisch und 
an aktuellen Fragen orientierte Berichterstattung paßt. Daß es sich bei den 
Beiträgen um solche handelte, die gegen die dominante Linie der Diskus­
sion argumentieren, steigerte sicherlich eher noch den Nachrichtenwert i.S. 
von Originalität, als daß es sich um ein Publikationshemmnis gehandelt hätte. 
Als das Thema Kriminalpolitik und Kriminalität nach der Bundestagswahl 
an Aktualität eingebüßt hatte, war die Basis dieses Generalinteresses ver-
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lorengegangen. Der aktuelle Bezug und die Frage der mediengerechten 
Zurichtung der Beiträge wogen offensichtlich um ein Vielfaches höher als 
das Interesse an den Inhalten oder der Status der Autoren. 

Ist ein Thema in der Diskussion - wegen eines spektakulären Vorfalls, wegen 
der Befassung politischer Gremien mit dem Thema oder auch, weil es gerade 
zu den großen Themen der Zeit gehört (zur Zeit z.B. Korruption, Jugend­
kriminalität, Organisierte Kriminalität) -, dann besteht bei den Medien 
Bedarf an Material für die Berichterstattung. Dann haben auch und gerade 
kritische Stimmen aus der Wissenschaft eine gute Chance zu Wort zu kom­
men, sofern sie sich auf die Spielregeln einlassen, sprich kurz und bezogen 
auf die vorgegebene Ebene der Diskussion eine Stellungnahme abgeben. 
Sie haben auf diesem Wege sogar die Möglichkeit, zu einer Art dauerhaf­
tem „Nachrichtenlieferanten" (Kommentator) zu werden und regelmäßig 
zu Wort zu kommen, denn die Medien haben angesichts der tagtäglich zu 
füllenden Zeitungsspalten und Sendeminuten einen riesigen Bedarf an 
Text-, Ton- und Bildmaterial. 

Wo liegt dann aber das Problem? Es liegt in der Schwierigkeit, unter den 
üblicherweise gegebenen Rahmenbedingungen das darzulegen, was eigent­
lich notwendig erscheint und was man gern vermitteln würde. 7 x 180 Spal­
tenzeilen freier Text sind in diesem Kontext schon ein echter Luxus, der 
nur in bestimmten Zeitschriften mit Rubriken wie Dokumentation, Beilage, 
Diskussionsforum möglich ist. 1 Minute 20 zur Beantwortung mehrerer Fra­
gen, 50-100 Spaltenzeilen für einen ganzen Artikel, das ist der übliche Rah­
men des Zu-Wort-Kommens in den elektronischen Medien ebenso wie in 
der normalen Presseberichterstattung. Was kann in diesem Rahmen auf Fra­
gen nach den Ursachen eines bestimmten Kriminalfalles, nach der „wirkli­
chen" Entwicklung der Kriminalität, nach der Notwendigkeit und Eignung 
bestimmter strafrechtlicher Maßnahmen, nach den Hintergründen für 
Jugendgewalt etc. ( das sind die Fragen, die gestellt werden) gesagt werden? 
Natürlich nicht viel und kaum etwas Hintergründiges oder Differenziertes. 
Es besteht normalerweise nicht die Chance, die eigene Perspektive zu ent­
wickeln und detailliert darzulegen, was deshalb besonders problematisch 
ist, weil die gestellten Fragen oft bereits ein Vorverständnis implizieren, das 
es kritisch zu hinterfragen gilt. Mediengerechte Antworten, die unserer Posi­
tion gerecht werden, sind entsprechend kaum möglich. Da ist man schnell 
bei der von Fritz Sack beklagten Dementierkriminologie und beschränkt 
sich darauf, unter Verweis auf die Autorität der Wissenschaft, zu behaup­
ten, daß in Wirklichkeit alles ganz anders ist, die Kriminalität nicht bedroh­
lich steigt, das Strafrecht mehr schadet als hilft, Jugendkriminalität normal 
ist etc. Und wenn man sich auf die Kommentierung konkreter Kriminal­
fälle einläßt und nicht auf der Hut ist, verfällt man u.U. sogar in alltags­
weltliche Psychologisierungen über Täterprofile und mögliche Tatmotive. 

Es findet nicht eine Zensur im Sinne der Unerwünschtheit kritischer Stim­
men aus der Wissenschaft, sondern eher eine „Zensur" der Strukturbedin­
gungen der medialen Öffentlichkeit statt. Das Interesse der Redakteure ist 
weniger ein inhaltliches als ein professionell-formales. Sie wollen keine 
bestimmten Inhalte, sondern ein „mediengerecht" vorgetragenes Statement, 
das bei der Konsumentin/ beim Konsumenten den Eindruck von Relevanz 
hervorruft (Status des Sprechers/ der Sprecherin als Wissenschaftler In) und 
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auf Interesse stößt; ob das zustimmendes oder ablehnendes Interesse ist, ist 
weitgehend egal. 

Die angesprochenen Strukturbedingungen der Medienberichterstattung wer­
den dabei gern den Medien angelastet, was der Sache aber nicht gerecht 
wird. Nachrichten sind eine Ware, die nach den Gesetzen des Marktes her­
gestellt wird. Wie bei allen Waren ist der Tauschwert das alles überragende 
Kriterium der Warenproduktion und herrscht eine weitgehende Ignoranz 
gegenüber dem Gebrauchswert, in diesem Fall dem Inhalt des Medienpro­
dukts. Nicht zuletzt spiegeln sich in den Kriterien der Nachrichtenproduk­
tion die Aufmerksamkeitskriterien der Konsumenten, deren Konsumge­
wohnheiten etc. wider. Nachrichten dienen eben (heute) nicht nur oder auch 
nur primär der fundierten Information, sondern sind weitgehend „Fast­
Food", Stoff der Alltagskommunikation, Entertainment. Große Teile des 
Publikums sind mit langen, differenzierten und hintergründigen Artikeln 
oder Beiträgen nicht zu erreichen. 

Ein Mangel an Wissen über das Funktionieren der Medien, wie es Sessar 
unterstellt, ist m.M.n. nicht zu konstatieren, gibt es doch eine ausführliche 
Diskussion und Forschung zu diesem Themenkomplex. Das Problem ist wohl 
vielmehr, daß es kaum Antworten auf die Frage gibt, wie die vorfindbaren 
Strukturen mit ihren impliziten Beschränkungen für eine aufklärerische oder 
sonstwie fortschrittliche Berichterstattung genutzt werden können. Dahin­
ter verbergen sich aber verschiedene Probleme: das Problem des (ange­
messen) Zu-W ort-Kommens in den Medien, des Überzeugen-Könnens beim 
Publikum und letztlich des erfolgreichen Einflußnehmens auf die gesell­
schaftliche Praxis. 

Das Zu-Wort-Kommen scheint mir in diesem Problemkomplex noch das 
geringere zu sein. Einerseits ist es schwierig, sich zu einem selbst gewähl­
ten Zeitpunkt mit einem eigenen Thema öffentlich Gehör zu verschaffen 
und bieten die Rahmenbedingungen der Medienberichterstattung nur sehr 
wenig Raum für die differenzierte Entwicklung der eigenen Position. Das 
schränkt die Möglichkeiten für eine Verbreitung alternativer Sichtweisen 
über die Medien erheblich ein. Andererseits bestehen aber auch vielfältige 
Möglichkeiten, sich in gezielter Nutzung der Themenkonjunktur und der 
Strukturen der Medienberichterstattung kommentierend einzuschalten, 
gerade als Wissenschaftlerin. Dabei setzt man sich zwar regelmäßig der 
Gefahr aus, zum preiswerten Füllmaterial von Zeitungsspalten und Sende­
minuten zu werden und seine eigentlichen Botschaften nicht vermitteln zu 
können, man hat aber gleichwohl die Chance, Akzente in der jeweiligen 
Debatte zu setzen. Ob diese Versuche die Mühe wert sind, ist schwer zu 
beantworten. Wir müssen uns entscheiden: entweder verzichtet man auf den 
Versuch der Einflußnahme auf den Mediendiskurs und beschränkt seine 
publizistischen Aktivitäten auf die klassischen Medien der Wissenschaft 
(Bücher, Fachzeitschriften etc.), oder nutzt die Möglichkeiten in den 
Medien, mit all ihren Begrenzungen und Risiken. Wenn wir uns aber in den 
Diskurs in den Massenmedien einmischen wollen, dann müssen wir zur 
Kenntnis nehmen, daß dort nicht der Ort ist, bestimmte Positionen syste­
matisch zu entwickeln und zu begründen. Über die Massenmedien wird ein­
gehüllt in die Berichterstattung über aktuelle Ereignisse, amüsante 
Geschichten, aktuelle Themen des politischen Systems etc. das Alltagsver-
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ständnis des Publikums geprägt, überwiegend reproduziert. In diesem Kon­
text sind es nicht die langen grundlegenden Ausführungen, sondern die rich­
tigen Fragen, gut gewählte Beispiele oder passende Provokationen, mit denen 
Impulse in die richtige Richtung gesetzt werden können. Dazu bedarf es 
natürlich einer spezifischen Übersetzungsleistung dessen, was wir vermit­
teln möchten. 

Viel gravierender als der Zugang zu den Massenmedien ist das Problem des 
Durchdringens und Einflußnehmens beim Publikum. Erst, indem wir beim 
Publikum - sei es die gesellschaftliche Öffentlichkeit, seien es die Akteure 
im politischen System - Einfluß auf deren Sichtweise der Dinge nehmen, 
hatte unser Zu-Wort-Melden ja schließlich einen Sinn. Bei dieser Problem­
ebene handelt es sich um eine, die sich für unsere sämtlichen Versuche des 
Einflußnehmens auf die gesellschaftliche/staatliche Praxis stellt, also nicht 
nur für Aktivitäten in den Massenmedien, sondern ebenso für unsere Sinn­
angebote, die wir in Fachzeitschriften, in Buchpublikationen, auf Anhörun­
gen oder bei Vorträgen verbreiten. 

Inhalte, Zielrichtung und realistische Möglichkeiten der 
Einmischung 

Die Frage des Überzeugen-Könnens und des praktisch-politischen Erfolgs 
ist nicht nur eine des diskursiven Geschicks, sondern eng verknüpft mit den 
Inhalten und Positionen, die vermittelt werden sollen. Was wollen wir Kri­
tischen Kriminologinnen eigentlich zu welchem Zweck vermitteln? 

Nimmt man als kleinsten gemeinsamen Nenner der Kritischen Kriminolo­
gie eine strafrechtskritische Perspektive, die auf die Erkenntnis hinausläuft, 
daß die strafrechtliche Rahmung und Verarbeitung von sozialen Phä­
nomenen i.d.R. sowohl den Blick verstellt für eine umfassende und ange­
messene Betrachtung, als auch, daß sie für die Problemlösung ungeeignet 
ist und zu unangemessenen Folgelasten führt (Leidzufügung, Desintegra­
tion etc.), dann ist es das logische Ziel des öffentlichen Engagements, der 
strafrechtlichen Problemdefinition, der Anwendung und dem Ausbau des 
Strafrechts entgegenzuarbeiten. Dazu gibt es mindestens vier argumenta­
tive Strategien: die mit strafrechtlichen Maßnahmen verbundenen Grund­
rechtseinschränkungen können in rechtsstaatlicher Perspektive kritisiert 
werden, die Notwendigkeit der Anwendung und des Ausbaus des Strafrechts 
kann in Frage gestellt werden (,,Dementierkriminologie": Kriminalität steigt 
nicht, ist nicht so dramatisch wie behauptet), die „Kriminalitätsphänomene" 
können aus der engen Kriminalitätsrahmung befreit und anders kontextuiert 
werden, die Wirksamkeit des Strafrechts kann angezweifelt werden. 

Diese Argumentationsstrategien weisen dabei je spezifische Möglichkeiten, 
Probleme und Begrenzungen auf, die vor allem mit der aktuellen gesell­
schaftlichen Situation und deren dominanter Interpretation zu tun haben. 
Die Rechtsstaats- bzw. Bürgerrechtskritik z.B. hat jenseits sehr begrenzter 
Diskussionszusammenhänge in den letzten Jahren erheblich an Zugkraft 
verloren. Der zentrale Bezugspunkt dieser Kritiklinie, nämlich die Gefahr 
eines übermächtigen Staates, der zum Schutz der Bürgerrechte in klare Gren­
zen verwiesen werden muß, hat im Rahmen allgemeiner Deregulati­
onstendenzen und staatlicher Steuerungsprobleme stark an Plausibilität ein-

Krim. Journal, 28. Jg. 1996, H. 4 305 



gebüßt. Die zentrale Problematik wird heute mehr in den Schwierigkeiten 
und der Unmöglichkeit staatlicher Steuerung als in staatlicher Überreak­
tion gesehen, und entsprechend sind es auch die vermeintlich enormen Kri­
minalitätsgefahren, für die nach wirksamen staatlichen Gegenmaßnahmen 
gerufen wird, als daß mit Verständnis für die Gefahren staatlicher Ermäch­
tigungen und Eingriffe zu rechnen ist. In diesem Sinne ist die Bürger­
rechtskritik jenseits ihrer immer noch vorhandenen Berechtigung und Tra­
dition zu einer relativ stumpfen Waffe im gesellschaftlichen Diskurs gewor­
den. 

Die Strategie des Dementierens bietet ebenfalls nur begrenzte Erfolgsaus­
sichten. Mit Belegen für rückläufige Kriminalitätsraten oder für den Baga­
tellcharakter vieler Straftaten kann der Grundtenor des dominanten Kri­
minalitätsdiskurses - daß Kriminalität zunehmend zum Problem wird und 
darauf strafrechtlich zu reagieren sei - kaum beeinflußt werden, dazu ist er 
zu sehr im ideologischen Gefüge verankert und korrespondiert mit aktuel­
len Wahrnehmungen und Befindlichkeiten. Und es ist ja auch tatsächlich 
so, daß die „Kriminalitätsmythen" keine reinen Erfindungen sind, sondern 
spezifische Zurichtungen eines spezifischen Ausschnitts durchaus vorhan­
dener Problemlagen. Organisierte Kriminalität, Ausländerkriminalität, 
Jugendkriminalität, all das sind einerseits zweifellos Bereiche, in denen ideo­
logisch interessiert Sachverhalte dramatisiert und in Form von Krimina­
litätsmythen spezifisch zugerichtet werden. Andererseits beziehen sich 
diese Konstruktionen i.d.R. auf vorhandene Problemkonstellationen: 
internationale Kfz-Verschiebung, internationaler Handel mit verschiede­
nen illegalen Gütern und Substanzen, problematische Konfliktverarbei­
tungsstrategien, Lebensstile etc., speziell unter Jugendlichen oder auslän­
dischen Mitbürgerinnen, all das gibt es natürlich. Das Problem liegt nicht 
in der Frage des Vorhandenseins, sondern in der der Kontextuierung und 
Interpretation der Phänomene. 

Entsprechend schätze ich die Strategie der Neukontextualisierung von „Kri­
minalitätsphänomenen" als die aktuell leistungsfähigste und erfolgver­
sprechendste Diskursstrategie ein. Sie ist anschlußfähig an Problemwahr­
nehmungen und Interpretationsbedarfe und bietet von daher eine beson­
dere Chance, in größerem Umfang gehört zu werden und Anstöße für eine 
veränderte Sicht der Dinge geben zu können. 

Allerdings ist bei sämtlichen Strategien realistische Bescheidenheit gefor­
dert. Was wir mit unseren Bemühungen sicher erreichen können und wor­
auf wir einen Einfluß haben, das ist die Einbringung unserer Problembe­
schreibungen und Positionen in den gesellschaftlichen Diskurs als Alternative 
zu den Sinnangeboten anderer Akteure (aus Staat, Politik, Wissenschaft). 
Welche Bedeutung unsere Position dabei aber gewinnt, ob wir also ledig­
lich einen unbedeutenden Minderheitsdiskurs speisen oder Einfluß auf den 
dominanten Diskurs nehmen können, ist abhängig von dem angedeuteten 
komplexen Geflecht an gesellschaftlichen Rahmenbedingungen, und diese 
sind momentan für traditionelle Sinnangebote überwiegend günstiger als 
für unsere Gegenentwürfe. 

Mit der Position z.B., daß Jugendkriminalität eine lebensabschnittstypische 
ubiquitäre Erscheinung sei, auf die gar nicht oder höchstens im speziellen 
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Fall mit sozialkompensatorischen oder pädagogischen Hilfestellungen zu 
regieren sei, haben wir es deshalb so schwer Bedeutung zu erlangen, weil 
sie im Gegensatz zur traditionellen Variante der Thematisierung von 
Jugendkriminalität schwer integrierbar ist in etablierte Vorverständnisse und 
vermeintliche Realitäten. Am Thema Jugend gesellschaftliche Verände­
rungen und Krisen abzuarbeiten und in diesem Sinne Jugend als Problem 
zu konstruieren, hat Tradition, und sicher ist es auch gar nicht von der Hand 
zu weisen, daß entsprechende Entwicklungen auch und gerade bei Jugend­
lichen ihren Ausdruck finden. Das stützt schon einmal den Problematisie­
rungsdiskurs und steht unserer Normalisierungs-/Entdramatisierungsvari­
ante entgegen. Daß diese Problematisierung aktuell unter der Überschrift 
Jugendkriminalität abläuft und auf Lösungen in den Bereichen Strafrecht 
und Erziehung/Sozialisation hinausläuft, und eben nicht unter Themen wie 
Chancenungleichheit, Perspektivlosigkeit, Abbau des Sozialstaates, läßt sich 
ebenfalls aus dem gesellschaftlichen Kontext bzw. aus dominanten Diskur­
sen in anderen Bereichen erklären. Problematisierungsvarianten, die nicht 
individualisieren, sondern Bezüge zu gesellschaftlichen Grundstrukturen her­
stellen und damit entweder auf sozialstaatliche Kompensation oder auf 
grundlegende gesellschaftliche Umbaumaßnahmen hinauslaufen, stehen in 
Konflikt mit der dominanten Wahrnehmung der aktuellen gesellschaftlichen 
Situation. Die Ideologie des Sozialstaatsabbaus als notwendiger Maß­
nahme der Haushaltssanierung und der Verbesserung der Rahmenbedin­
gungen für Kapitalinvestitionen und die Ideologie, daß gesellschaftliche Ver­
werfungen, Armut etc. unvermeidliche Begleiterscheinung globaler wirt­
schaftlicher Probleme und Umstrukturierungsprozesse sind, vertragen sich 
nicht mit Problematisierungen, die auf sozialstaatliche Maßnahmen und 
staatliche Steuerung hinauslaufen. 

Ebenso verhält es sich mit der Kritik am aktuellen Diskurs zum Thema Orga­
nisierte Kriminalität. Natürlich kann und sollte man gegen den Mythos der 
,,O.K.", als angeblich bedeutsamer Bedrohung der Gesellschaft und ver­
meintlichem Hintergrund gesellschaftlicher Krisenerscheinungen, an­
kämpfen. Gerade in diesem Themenbereich besteht ein dringender Bedarf 
an Alternativdeutungen. Aber auch hier existiert das gleiche Problem: Der 
Mythos O.K. ist deshalb so mächtig, weil er eine funktionale Variante der 
ideologischen Verarbeitung der aktuellen Krise darstellt. Über den O.K.­
Diskurs bietet sich ein scheinbarer Ansatzpunkt des Gegensteuerns gegen 
rücksichtsloses, nur profitorientiertes Agieren in der Wirtschaft, gegen die 
Kungeleien „der da oben", gegen die Bedrohung der Wirtschaft durch 
Akteure aus dem Ausland, ohne daß das ganze System in Frage gestellt wird. 
Unter der Überschrift Bekämpfung der Organisierten Kriminalität gibt es 
Rezepte, sind Gegenmaßnahmen vorstellbar, während im Bereich der lega­
len Wirtschaft Steuerung und Gegenmaßnahmen ganz „aus der Mode gera­
ten" sind und all die Probleme und Negativfolgen als unvermeidliche Kosten 
des globalen Marktmechanismus erscheinen. 

Vor diesem Hintergrund wäre es naiv, zu glauben, man könne mit entspre­
chendem Engagement kurzfristig einen Wandel in der herrschenden Pro­
blemsicht und letztlich in der staatlichen Reaktion auf bestimmte Phänomene 
einleiten. Was allerdings möglich erscheint, das ist die Initiierung und Spei­
sung von Gegendiskursen, die unterhalb bzw. neben den dominanten Dis-
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kursen immer auch existieren und die Potenz in sich tragen, an Bedeutung 
zu gewinnen und unter günstigen Rahmenbedingungen Dominanz zu 
erlangen. 

Die Produktion und Verbreitung von anschlußfähigen Gegeninterpreta­
tionen sowohl der als Kriminalität verarbeiteten gesellschaftlichen Pro­
blemlagen, als auch des Strafrechtssystems in seinem faktischen Funktio­
nieren, kann als Beitrag zur Stärkung solcher Gegendiskurse angesehen wer­
den. Damit sind wir allerdings auch am Ende unserer Möglichkeiten als Wis­
senschaftlerinnen angelangt. Die Frage des Dominantwerdens, und erst recht 
der Relevanz und Handlungsleitung für praktische Politik liegt außerhalb 
unserer direkten Einflußsphäre, ist eine Frage gesellschaftlicher Entwick­
lungen, Kräfte- und Machtverhältnisse. 

Betrachten wir zur Verdeutlichung ein konkretes Beispiel für eine erfolg­
reiche Einmischung: die „Erfolgsstory" der strafrechtskritischen (kritisch­
kriminologischen) Position in der Frage des gesellschaftlichen Umgangs mit 
Konsumenten illegaler Drogen. Die Auffassung, daß das „Drogenelend" 
primär ein Produkt der Prohibition und der Konsumentenkriminalisierung 
ist, wird seit 20 Jahren in der fachpolitischen Diskussion vertreten. Obwohl 
diese Position von Beginn an gute Voraussetzungen für eine breite gesell­
schaftliche Rezeption bot ( es wurde an ein gesellschaftlich konsentiertes 
soziales Problem angeknüpft, welches lediglich anders interpretiert wurde; 
diese Interpretation lief auf eine staatliche Reaktion - Legalisierung und 
Entkriminalisierung - hinaus, die prinzipiell praktikabel war), war ihr über 
lange Phasen das Schicksal beschieden, lediglich einen Minderheitendiskurs 
zu speisen und auch im massenmedialen Diskurs kaum eine Rolle zu spie­
len. Seit wenigen Jahren allerdings hat dieser Gegendiskurs Eingang in die 
dominante Diskussion und insbesondere in die offizielle Politik (zumindest 
in einigen Bundesländern) gefunden und dient als Legitimationsbasis für 
eine in Richtung Entkriminalisierung und Teillegalisierung weisende Dro­
genpolitik. Was hat sich in dieser Zeit geändert? Sind die Argumente der 
Kritiker besser geworden oder besser präsentiert worden? Ich denke nicht! 
Wahrscheinlicher erscheint mir, daß die Rahmenbedingungen der Dro­
genpolitik sich gewandelt haben: die ideologisch-moralischen Investitionen 
in das Thema illegale Drogen sind im Laufe der Zeit geringer geworden 
und haben zusammen mit dem Kostendruck der öffentlichen Haushalte und 
der offensichtlichen Wirkungslosigkeit der repressiven Drogenpolitik den 
Weg frei gemacht für eine pragmatische Drogenpolitik, die ihre ideologi­
sche Legitimation und inhaltliche Grundorientierung aus der strafrechts­
kritischen Drogenpolitikdiskussion bezogen hat. 

Der Stellenwert des massenmedialen Diskurses ist in diesem Zusammen­
hang nur schwer einzuschätzen. Zwar gibt es nach meinem Eindruck heute 
häufiger Artikel zur Drogenproblematik, die eine kritische Sicht beinhal­
ten, das ist aber eher eine Folge als eine Ursache der veränderten Praxis, 
indem nämlich die regelmäßig zu Wort kommenden Verantwortlichen (Poli­
tiker, Drogenbeauftragte etc.) ihre Praxis entsprechend legitimieren. Der 
Transfer von der Wissenschaft zur Praxis scheint in diesem Beispiel eher 
über Fachzeitschriften, Fachtagungen, Expertenanhörungen etc. als über 
die Massenmedien stattgefunden zu haben. 
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Was die kritischen Wissenschaftler Innen in unserem Beispiel geleistet haben, 
ist die Entwicklung eines alternativen Interpretationsangebots für ein eta­
bliertes gesellschaftliches Problem, die Verbreitung der entsprechenden Per­
spektive in Segmenten der Öffentlichkeit, speziell der Fachöffentlichkeit, 
und damit die Initiierung und Speisung eines stabilen Gegendiskurses. Daß 
und zu welchem Zeitpunkt diese Problemperspektive politikrelevant 
wurde, lag allerdings weitgehend außerhalb ihres Einflusses - das ist das 
Schicksal der Wissenschaft. 

Das Plädoyer von Sessar, die Kritische Kriminologie möge sich stärker zu 
den aktuellen Fragen in Sachen Kriminalität, Innere Sicherheit, Strafrecht 
etc. verhalten und sich mit ihren Gegenpositionen einmischen, kann im Sinne 
der vorangegangenen Überlegungen nur unterstützt werden. Dabei sollten 
wir uns einerseits verstärkt auf die jeweils aktuellen Problemkonstruktio­
nen beziehen und alternative Interpretationen und Gegenentwürfe ent­
wickeln, die anschlußfähig an den dominanten Diskurs sind. Andererseits 
gilt es aber auch, das Gesamtspektrum der Foren, über die wir unsere Per­
spektiven gegenüber der Gesellschaft vermitteln, im Zusammenhang zu 
sehen und den Stellenwert und die Möglichkeiten einzelner Medien reali­
stisch einzuschätzen und entsprechend zu nutzen. Die Massenmedien bie­
ten in diesem Sinne nur ein Forum neben anderen, mit spezifischen Regeln 
und Restriktionen. Die Einmischung in den massenmedialen Diskurs kann 
entsprechend nur gelingen, wenn man sich der Restriktionen bewußt ist und 
die Spielregeln zwecks Erreichung realistischer Ziele berücksichtigt und für 
die eigenen Zwecke nutzt. Das scheint mir bei dem vorliegenden Versuch 
nicht gelungen zu sein, ist allerdings auch nicht einfach. 

August 1996 

Aufbau- und Kontaktstudium Kriminologie 
Troplowitzstraße 7 
22529 Hamburg 

Krim. Journal, 28. Jg. 1996, H. 4 309 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9

